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Bern Oberst mit wachsamem Blick
Urs Gerber wacht an der Grenze 
zwischen Süd- und Nordkorea. 19

Interview: Bernhard Ott

Das Stadtplanungsamt denkt über 
eine Stadterweiterung nach. Ist 
damit die Waldstadt gemeint? 
Auch. Aufgrund zweier Vorstösse haben 
wir die private Machbarkeitsstudie zu 
überprüfen. Die Chancen zur Realisie-
rung der Waldstadt sind aber klein. Sie 
müsste innerhalb des bestehenden 
Waldgesetzes geschehen. Eingriff e in 
den Wald werden aber nur toleriert, 
wenn sie ortsgebunden sind. Die Feuer-
wehr kann man im Wald bauen, weil der 
Standort bezüglich der Interventions-
zeiten ideal liegt. Der benachbarte KVA-
Standort drängte sich wegen der An-
schlüsse ans bestehende Fernwärme-
Netz auf. Die Befürworter  argumentieren, 
dass der Standort im Wald bei der Läng-
gasse raumplanerisch besser ist als jeder 
andere. Ich bezweifl e, dass das Problem 
der Zersiedelung ein genügend starker 
Grund ist, um zwingend im Bremgarten-
wald bauen zu können. 

Die Erschliessung zum Beispiel wäre 
doch einfach. Man müsste nur den 
Bus weiterziehen?
Reicht der Bus dann noch aus? Oder 
brauchte es eine Tramlinie? Wie verträgt 
sich eine Stadterweiterung mit dem 
Länggassquartier? In der Länggasse gibt 
es ein Defi zit an Aussen- und Freiräu-
men. Bei der Revision des Stadtentwick-
lungskonzeptes (Stek), die wir zurzeit 
vorbereiten, wollen wir auch aufzeigen, 
wo eine Stadterweiterung machbar 
wäre. Dabei geht es auch um Freiräume. 
Je dichter die Leute wohnen, desto wich-
tiger wird das Freiraumangebot. 

Wo könnte man die Stadt erweitern?
Auf den ersten Blick scheint eine Stadt-
erweiterung im Westen am wahrschein-
lichsten. Die Einzonung von Brünnen-
Süd wurde aber unter dem Druck der 
Bevölkerung wieder zurückgenommen. 
Für eine Erweiterung im Osten brauchte 
es ein gemeinsames Vorgehen mit den 
Gemeinden Muri und Ostermundigen.

Im Zusammenhang mit der 
 Waldstadt wird ein Abtausch der 
Bauzonen diskutiert. Wenn im 
Bremgartenwald eingezont würde, 
müssten periphere Gemeinden 
zurückzonen. 
Mir ist nicht klar, wie wir heute einen 
solchen Abtausch von Bauzonen bewir-
ken könnten. Die Gemeinden schaff en 
das nicht alleine. Es braucht eine Orga-
nisation und griffi  ge Steuerinstrumente 
auf Kantons- und Bundesebene. Wir ha-
ben aber noch ein anderes Problem: Wir 
haben Bauzonen, in denen nichts ge-
schieht – sogar in Brünnen. Wie kann 
man die Eigentümer dazu bringen, ihre 
Reserven aufzubrauchen? Warum soll 
die Stadt einzonen, bevor nicht bestehen-
des Bauland bebaut ist? Soll man durch 
steuerliche Mechanismen Druck ma-
chen, damit diese Eigentümer Wohn-
bauten realisieren? Die Landeigentümer 
haben einen grossen Einfl uss auf die 
Stadtentwicklung. 

Der grösste Landeigentümer in der 
Stadt Bern ist die Burgergemeinde.
Die Burgergemeinde ist eine gute Part-
nerin der Stadt. Sie denkt aber in Gene-
rationen. Mit Schönberg-Ost hat sie so-
eben einen weiteren grossen Schritt 
 gemacht. Aber es gibt noch brache Bau-
felder, die ihr gehören. Die Burger-
gemeinde hat keinen fi nanziellen Druck, 
ihr Terrain zu überbauen.

Der Gemeinderat strebt für das Jahr 
2020 eine Stadt mit 140 000 Ein-

wohnern an. Ist dieses Ziel 
 überhaupt erreichbar?
Das ist keine fi xe Plangrösse, sondern 
ein Ziel aufgrund von Wachstumserwar-
tungen. Der Trend zurück in die Stadt 
wird seit ein paar Jahren wieder stärker. 
Wir haben einen City-Druck und möch-
ten das Verhältnis zwischen Wohnraum 
und Arbeitsplätzen verbessern. Bern hat 
als einzige Stadt der Schweiz sehr viel 
mehr Arbeitsplätze als Einwohner. Ob 
das Ziel erreicht wird, ist off en.

Wachstum kann auch durch 
 Verdichtung erreicht werden. Ein 
energetisches Pionierprojekt ist der 
Ersatzneubau Stöckacker-Süd. Wird 
es mehr solcher Projekte geben?
Wir prüfen die Verdichtungsmöglichkei-
ten von städtischen und privaten Area-
len. Es gibt noch einige Siedlungen mit 
Eigentümerschaften, die dazu in der 
Lage wären. Ich habe aber grossen Res-
pekt vor Ersatzneubauten, weil Bewoh-
ner entwurzelt werden könnten. Das zu 
verhindern ist eine heikle Aufgabe, die 
sorgfältig gelöst werden muss.

Verdichtung wäre doch auch in die 
Höhe möglich?
Bern hat relativ viele Hochhäuser von 
über 25 Meter Höhe. Zudem lässt das 
Hochhauskonzept an vielen Orten Hoch-
häuser zu. Ich glaube aber nicht, dass 
das Hochhaus die Lösung für die Ver-
dichtung darstellt. Es ist ein spezieller 
Bautyp, der an einem bestimmten Ort 
richtig sein kann. Ein Hochhaus braucht 
aber eine Umgebung und Abstand. Die 
Verschattung muss geklärt werden und 
auch die Fernwirkung stimmen.

Ihr Vorgänger hat gekündigt, weil 
ihm die Ressourcen für die Stadt-
erweiterung fehlten. Ist Stadt-
planung schwieriger geworden?
Die Komplexität stadtplanerischer Pro-
zesse wird grösser. Die Interessenkon-
fl ikte und kommunikativen Aufgaben 
sind mit den Ansprüchen der verschie-
denen Bevölkerungsgruppen gestiegen.

Worauf führen Sie das zurück?
Das liegt an der gesellschaftlichen Ent-
wicklung. Die Leute sind es sich heute 
gewohnt, für ihre Einzelinteressen zu-
sammenzustehen und sich zu wehren. 
Bei vielen Geschäften gibt es einen oder 
mehrere politische Vorstösse im Stadt-
rat. Die Velofahrenden zum Beispiel ha-

ben enormen Einfl uss auf die Strassen-
gestaltung. Die erhöhten Ansprüche an 
den Strassenraum führen dazu, dass 
man fürs Tram Region Bern Alleebäume 
opfern muss. Eine wichtige Rolle spielen 
auch die Behindertenorganisationen. 
Das kann so weit gehen, dass wir auf Ver-
bindungswege verzichten, weil wir sie 
nicht behindertengängig machen kön-
nen. Um heute eine Kreuzung zu gestal-
ten, eine Haltestelle einzurichten, 
braucht es zig Verhandlungen. Früher 
ging es schneller, einfacher und direk-
ter: Es gab weniger Normen, Aufl agen 
und Mitsprache.

Kann man dem mit mehr Personal 
begegnen?
Es braucht eine personelle Aufstockung 
und Priorisierungen. Wir leben heute 
von den planerischen Vorleistungen frü-
herer Jahre und «füllen die letzten Ge-
fässe» auf. Die planerische Begleitung 
laufender Bauprojekte ist unser tägli-
ches Brot, in das wir einen Grossteil der 
Arbeit investieren. Aber wir müssten zu-
gleich in die Zukunft denken. Das ist 
meine grosse Sorge: Wie kann ich einen 
Teil der Ressourcen freispielen, um 
grosse Projekte wie die Stek-Revision, 
eine Stadterweiterung oder die Bahn-
hofplanung weiterzuziehen. 

Dann ist eine langfristige Planung 
mit den gegebenen Ressourcen nicht 
umsetzbar?
Sie ist nur umsetzbar mit Verzichtserklä-
rungen. Die Stellen, die ich hierfür und 
fürs Stek brauche, muss ich andernorts 
wegnehmen. Planungsverfahren und 
Entscheidungsprozesse wiederum sind 
nur bedingt an Externe delegierbar. 

Sie werden demnach eine 
 Aufstockung verlangen?
Jedenfalls mehr Geld, auch für Aufträge 
an Dritte. Wenn wir die  Stadtentwicklung 

heute nicht angehen, werden wir in 
zehn Jahren blockiert sein. Was wir 
heute realisieren, wurde eine Genera-
tion früher geplant. Wenn wir jetzt nicht 
ans Stek herangehen können, geben wir 
die Steuerung und Qualitätssicherung 
auf. Danach kann es nur noch Verdrän-
gungsprozesse geben, indem man zum 
Beispiel Gewerbezonen in Wohnzonen 
umwandelt. Das ist dann eine politische 
Frage: Soll man Arbeitsplätze zugunsten 
von Wohnungsbau opfern? Wenn wir 
heute nichts tun, werden wir bald von 
Sachzwängen bestimmt und verlieren 
Lebensqualität.

Es gibt aber ja auch vernachlässigte 
Planungsgebiete wie das Bollwerk. 
Mittlerweile haben Dritte einen 
Wettbewerb für einen Masterplan 
Bollwerk ausgeschrieben. Liess die 
Stadt die Entwicklung schlittern?
Die Planung Bollwerk/Schützenmatte 
soll gemäss gemeinderätlichem Auftrag 
noch in diesem Jahr starten. Die SBB will 
ihre Liegenschaften am Bollwerk sanie-
ren, aber das Eilgutareal nicht  freigeben. 
Da sind uns die Hände gebunden. Was 
die Schützenmatte betriff t, gehe ich 
nicht davon aus, dass diese in  absehbarer 
Zeit überbaut wird. Eine  monofunktionale 
Nutzung in einem Gebiet mit einem 
 derart hohen Nutzerdruck kann ich mir 
nicht vorstellen. Klar ist, dass man den 
Parkplatz anders nutzen sollte. Dabei 
geht es fürs Erste darum, den dortigen 
Car-Terminal zu verlegen. 

Stadtpräsident Alexander Tschäppät 
sprach einmal davon, dort den 
Campus der Fachhochschule zu 
realisieren.
Eigentlich wäre das sehr interessant, 
weil der Standort in der Nähe des zweit-
grössten ÖV-Knotens der Schweiz liegt. 
Wenn man heute eine Hochschule mit 
internationaler Ausstrahlung machen 
möchte, kann man diese nicht in Burg-
dorf oder Biel bauen. Das Potenzial zur 
Aufwertung dieses Stadtteils ist gross. 
Eine Tramlinie würde ihn zusätzlich 
aufwerten. 

Heute spielt beim Bauen auch die 
Qualität eine Rolle. Was tut Bern?
Die Stadt führt, wenn möglich, Wettbe-
werbe durch. Ein neues Handbuch zum 
Planen und Bauen im öffentlichen 
Raum setzt Standards für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit. Der Fonds für Bo-

den- und Wohnbaupolitik steuert die 
Entwicklung bei seinem eigenen 
Portfolio, indem er zum Beispiel Land 
an Genossenschaften abgibt, die nach-
haltig bauen wollen. 

Autoarmes Bauen stösst aber immer 
wieder auf heftigen Widerstand, 
Stichwort Viererfeld.
Die verlorene Abstimmung über die 
Überbauung Viererfeld war ein Unfall. 
Es gibt bereits heute einzelne Orte in der 
Stadt, wo man Parkplätze nicht mehr 
vermieten kann, weil die Nachfrage 
fehlt. Ich möchte aber nachhaltiges 
Bauen, mit Ausnahme von Verkehrs-
fragen, nicht in der Grundordnung oder 
in Überbauungsordnungen festlegen, 
weil dadurch die Entwicklungsmöglich-
keiten und die Umsetzung eingeschränkt 
würden. Schreiben wir heute Minergie 
bei allen Überbauungsordnungen fest, 
haben wir in ein paar Jahren vielleicht 
ein Problem, weil es alternative oder 
bessere Lösungen gibt.

Wie wird die Stadt in fünfzig Jahren 
aussehen?
Sie wird ähnlich grün aussehen wie 
heute. Quartiere wie das Kirchenfeld 
werden nicht einfach einem Verdich-
tungsgedanken geopfert werden. Punk-
tuell wird es aber neue Räume und 
Orte geben, die wir uns heute noch gar 
nicht vorstellen können. Wir werden 
mehr Tramlinien haben. Der Bahnhof 
hat einen Zugang zum Bubenbergplatz. 
Eine Vision ist die Stadtreparatur im 
Osten. Wenn dort die Autobahn unter 
der Erde verschwindet, weil der Bund 
die Engpässe der Autobahnen um Bern 
beseitigt, verschwindet die Schneise 
durchs Quartier und schafft ein grosses 
Potenzial. Es wird eine neue, vernet-
zende Stadtachse geben und ruhiger 
werden. In fünfzig Jahren könnte es in 
Bern-Ost ein erneuertes, zusammen-
hängendes, intaktes Quartier geben.

«Der Trend zurück in die Stadt wird stärker»
Der Bevölkerungsdruck in der Stadt Bern kann durch verdichtetes Bauen alleine nicht mehr aufgefangen werden. 
Bern braucht eine Stadterweiterung. Stadtplaner Mark Werren erklärt, wo und wie die Stadt wachsen könnte.

«Wenn wir die Stadtentwicklung heute nicht angehen, werden wir in zehn Jahren blockiert sein»: Stadtplaner Mark Werren. Foto: Manu Friederich

«Wir haben 
Bauzonen, in 
denen nichts 
geschieht – sogar 
in Brünnen.»

«In fünfzig Jahren 
könnte es in Bern-
Ost ein erneuer-
tes, intaktes 
 Quartier geben.»

Impuls für Stadtentwicklung
Das Stadtentwicklungskonzept Stek 95 
entspricht nicht mehr der Realität. Neue 
Themen wie Hauptstadtregion, Wachstum, 
Mobilität und Nachhaltigkeit sind darin nicht 
berücksichtigt. Das Stadtplanungsamt wird 
dem Gemeinderat noch in diesem Jahr 
beantragen, ein neues Stek auszuarbeiten, 
das auch eine Stadterweiterung beinhaltet. 
Der Stadtrat wird über Massnahmen und 
deren Finanzierung befi nden. (bob)


